
Ѕ ! А т U т Е N

der

IBM Healthcare Investments AG
(IBM Healthcare Investments SA)
(IBM Healthcare Investments Ltd)

mit Sitz in Zug

I. FIRMA, DAUER, SITZ UND ZWECK DER GESELLSCHAFT

Art. 1: Firma, Dauer and Sítz

Unter der Firma IBM Healthcare Investments AG (IBM Healthcare Investments SA)
(IBM Healthcare Investments Ltd) besteht auf unbestimmte Zeit eine Aktiengesell-
schaft ím Sínne der Art. 620 ff, OR mit Sitz in Zug.

Art. 2: Zweck

Zweck der Gesellschaft ist der Kauf, der Verkauf and das Halten von Beteiligungen an
anderen Gesellschaften, deren Verwaltung and Finanzierung.

Die Gesellschaft tätigt Investitìonen in den Sektoren Humanmedizin, Biotechnologie
and Medizinaltechník weltweit, mit den Investitionsschwerpunkten Westeuropa and
USA. Die Investitionen können sowohl in private oder kotierte Einzelgesellschaften ge-
macht werden als auch in andere Investmentvehikel, die in den genannten Sektoren
spezialisiert sind. Die Einzelheiten der Anlagepolitik werden vom Verwaltungsrat in ei-
nem Reglement festgelegt.

Die Gesellschaft kann Tochtergesellschaften and Zweígniederlassungen im In- and
Ausland errichten and ausserdem alle Rechtshandlungen vornehmen, die der Zweck
der Gesellschaft mit sích bringen kann.
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II. AKTIENKAPITAL AKTIОNÄRSEIGENSCHAFT AKTIEN
AKTIENŰBERTRAGUNG

Art. 3: Aktienkapital

Das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt CHF 13'230'000 und íst eingeteilt in
6'615'000 Namenaktien zum Nennwert von je CIF 2. Sämtliche Aktien sind vo11 ein-
bezahlt.

Art. 4: Aktionär

Die Gesellschaft anerkennt fűr jede Aktíe nur einen Berechtigten. Ober die ausgege-
�b �e �n �e �n � �A �k �t �i �e �n � �w �í �r �d � �e �i �n � �A �k �t �i �e �n �b �u �c �h � �g �e �f � �h �r �t �, � �i �n � �w �e �l �c �h �e �m � �d �i �e � �N �a �m �e �n � �a �n �d � �A �d �r �e �s �s �e �n � �d �e �r
jeweiligen Eígeпtűmer eingetragen sind.

Der Gesellschaft gegenűber gilt nur derjenige als Aktionär, der im Aktíenbuch einge-
tragen ist.

Die Voraussetzungen der Anerkennung von Nominees als Aktionär mít Stímmrecht
kann der Verwaltungsrat in einem Reglement festlegen.

Art. 5: Aktien

Die Gesellschaft gíbt ihre Namenaktien in Form von Einzelurkunden, Globalurkunden
oder Wertrechten aus. Der Gesellschaft steht es im Rahmen der gesetzlichen Vorga-
ben freí, ihre in einer dieser Formen ausgegebenen Namenaktien jederzeit und ohne
Zustimmung der Aktѓonäre in eine andere Form umzuwandeln. Sѓe trägt dafűr die Kos-
ten.

�'�H�U���$�N�W�t�R�i�l�U���K�D�W���N�H�L�Q�H�Q���$�Q�V�S�U�X�F�K���D�X�I�� �8�P�Z�D�Q�G�O�X�Q�J���Y �R�Q���L�Q���E�H�V�W�t�P�P�W�H�U���)�R�U�P���D�X�V�J�H�J�H��
benen Namenaktien in eíne andere Form. Jeder Aktionär kann jedoch von der Gesell-
schaft jederzeit die Ausstellung einer Bescheinígung űber die von ihm gemäss Aktíen-
buch gehaltenen Namenaktien verlangen.

Bucheffekten, denen Namenaktien der Gesellschaft zugrunde liegen, kőnnen nícht
durch Zession űbertragen werden. An diesen Bucheffekten kőnnen auch keine Sicher-
heiten durch Zessíon bestellt werden.

Namenaktien, welche als Wertpapíere verbríeft und keine Bucheffekten sind, werden
durch Indossierung und Obergabe des índossierten Titels űbertragen.

Durch Beschluss der Generalversammlung kőnnen Namenaktien in Inhaberaktíen um-
gewandelt werden.
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Art. 6: Űbertragung von Namenaktien

�D �i �e � �E �í �n �t �r �a �g �u �n �g � �í �m � �A �k �t �i �e �n �b �u �c �h � �s �e �t �z �t � �e �i �n �e �n � �A �u �s �w �e �í �s � � �b �e �r � �d �e �n � �E �r �w �e �r �b � �d �e �r � �N �a �m �e �n �a �k �t �i �e
zu Eigentum oder die Begrűndung einer Nutzniessung voraus.

Die Übertragung von Aktien zu Eigentum oder zu Nutzníessung bedarf der Zustim-
mung des Verwaltungsrates. Der Verwaltungsrat kann die Zustimmung verweigern,
soweít die Anzahl der vom Aktienerwerber gehaltenen Namenaktien 10% der Gesamt-
�z �a �h �l � �d �e �r � �i �m � �H �a �n �d �e �l �s �r �e �g �i �s �t �e �r � �e �í �n �g �e �t �r �a �g �e �n �e �n � �N �a �m �e �n �a �k �t �i �e �n � � �b �e �r �s �c �h �r �e �i �t �e �t �. � �J �u �r �í �s �t �i �s �c �h �e
Personen und rechtsfähίge Personengesellschaften, die untereínander kapital- oder
stimmenmässig, durch eínheitlíche Leitung oder auf ähnlíche Weise zusammengefasst
sínd, sowíe natiárliche oder juristische Personen oder Personengesellschaften, die im
Hinblick auf eine Umgehung der Eintragungsbeschränkung koordiniert vorgehen, gel-
ten in Bezug auf diese Bestimmung als ein Erwerber.

Die Gesellschaft kann iberdies die Eintragung in das Aktienbuch verweígern, wenn
der Erwerber auf ihr Verlangen nícht ausdrűcklích erklärt, dass er die Aktien im eigenen
Namen und auf eigene Rechnung erworben hat, keine Vereinbarung űber die Rűck-
nahme oder die Rűckgabe entsprechender Aktien besteht und er das mit den Aktien
verbundene wírtschaftliche Risíko trägt.

Ab dem vom Verwaltungsrat bezeichneten stichtag bis zum Tage nach der General-
versammlung werden keine Eintragungen im Aktienbuch vorgenommen.

III. ORGANE DER GESELLSCHAFT

Art. 7: Allgemeín

Die Organe der Gesellschaft sínd:

A. Die Generalversammlung
B. Der Verwaltungsrat
C. Die Revisionsstelle

A. Die Generalversammlung

Art. 8: Befuanisse

Der Generalversammlung stehen folgende unübertragbare Befugnísse zu:

a. Festsetzung and Anderung der statuten;

b. Wahl der Mítglieder des Verwaltungsrates, des Präsidenten des Verwaltungsra-
tes, der Mitglieder des Vergűtungsausschusses, der Revisionsstelle and des__
unabhängígen stimmrechtsvertreters;
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c. Genehmigung des Lageberichts and der Konzernrechnung, je soweit gesetzlich
vorgeschrieben;

d. Genehmigung der Jahresrechnung sowíe Beschlussfassung űber die Verwen-
dung des Bílanzgewínns nach Entgegennahme des Berichtes der Revisions-
stelle;

e. Festsetzung der Zwischendividende and Genehmigung des dafűr erforderlichen
Zwischenabschlusses;

f. Beschlussfassung űber die Rűckzahlung der gesetzlíchen Kapítalreserve;

g. Genehmigung der Vergűtungen des Verwaltungsrates and der Geschäftsleitung
gemäss Art. 24 díeser Statuten;

h. Dekotie rung der Beteiligungspapíere der Gesellschaft;

i. Genehmigung des Beríchts űber nichtfinanzielle Belange nach Art. 964c OR,
soweit gesetzlich vorgeschrieben;

Entlastung der Mítglieder des Verwaltungsrates and der mit der Geschäftslei-
tung betrauten Personen;

k. Beschlussfassung űber alle Gegenstände, die íhr durch Gesetz oder Statuten
vorbehalten sind oder ihr durch den Verwaltungsrat vorgelegt werden.

Art. 9: Ordentliche and ausserordentliche Generalversammlungen

Die ordentliche Generalversammlung fíndet jedes Jahr ínnerhalb von sechs Monaten
nach Schluss des Geschäftsjahres statt.

Ausserordentliche Generalversammlungen werden je nach Bedűrfnis einberufen. Sie
finden staff auf Beschluss der Generalversammlung oder des Verwaltungsrates, auf
Begehren der Revisionsstelle oder wenn ein oder mehrere Aktíonare, die zusammen
űber mindestens 5 Prozent des Aktienkapitals oder der Stímmen verfűgen, in einer
schriftlichen Eingabe an den Verwaltungsrat unter Angabe des Verhandlungsgegen-
standes and der Anträge die Eínberufung verlangen.

Art. 10: Eínberufung

Die Eínberufung der ordentlíchen Generalversammlung erfolgt durch den Verwaltungs-
rat oder nötigenfalls durch die Revisionsstelle mindestens zwanzíg Tage vor dem Ver-
sammlungstag durch eínmalige Bekanntmachung gemäss Art. 35 díeser Statuten.

Míndestens 20 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung sind den Aktíonären
der Geschäftsberícht, der Vergűtungsbericht and die Revísionsberíchte sowie gegebe-
nenfalls der Berícht űber die nichtfinanziellen Belange nach Art. 964c OR zugänglich
zu machen.
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In der Einberufung sind folgende Angaben zu machen:

a. Datum, Beginn, Art and Ort der Versammlung;

b. Verhandlungsgegenstände;

c. Anträge des Verwaltungsrats samt kurzer Begrűndung;
d. gegebenenfalls Anträge der Aktionäre samt kurzer Begrűndung dazu; and
e. Name and Adresse des unabhängigen Stímmrechtsvertreters.

Art. 11: Traktandíerungsanträge

Aktíonäre, die alleine oder zusammen über mindestens 0.5 Prozent des Aktienkapitals
oder der Stimmen verfűgen, können die Traktandierung eines Verhandlungsgegen-
standes oder die Aufnahme eines Antrages zu einem Verhandlungsgegenstand in die
Einberufung der Generalversammlung verlangen.

Anträge zu nicht gehörig angekűndígten Verhandlungsgegeпständen kiínnen auf Be-
schluss der Generalversammlung zur Dískussion zugelassen werden. Eine Beschluss-
fassung ist jedoch erst in der nächsten Generalversammlung möglich. Ausgenommen
sínd die Anträge auf Einberufung einer ausserordentlichen Generalversammlung oder
auf Durchfűhrung einer Sonderuntersuchung.

Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Verhandlungsgegenstände und zu Ver-
handlungen ohne Beschlussfassung bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung.

Art. 12: Mítglíedschaftsrechte, Stímmrecht, Vertretung

Die Mitgliedschaftsrechte kann ausüben, wer am jeweíls vom Verwaltungsrat bestímm-
ten Stichtag im Aktienbuch als Aktionär mit Stimmrecht eingetragen ist und seine Ak-
tien bís zum Abschluss der Generalversammlung nicht veräussert hat. Der Verwal-
tungsrat trifft die für die Feststellung der Stimmrechte erforderlichen Anordnungen.

In der Generalversammlung berechtigt jede Aktie zu einer Stimme. Beí Beschiüssen
über die Entlastung des Verwaltungsrates haben Personen, die in irgendeiner Weise
an der Geschäftsfűhrung teilgenommen haben, keín Stímmrecht.

Der Verwaltungsrat erlässt die Verfahrensvorschríften über die Teilnahme and Vertre-
tung an der Generalversammlung and regelt die Anforderungen an Vollmachten and
Weisungen. Ein Aktionr kann sich an der Generalversammlung durch eine schriftlích
bevollmächtigte Person, die nicht Aktionäг zu sein braucht, oder durch den unabhän-
gigen Stímmrechtsvertreter vertreten lassen.

Die Generalversammlung wählt den unabhängigen Stimmrechtsvertreter für eíne
Amtsdauer bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Generalversammlung. Eine
Wiederwahl ist möglich.

0 ø
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Hat die Gesellschaft keinen unabhängigen Stimmrechtsvertreter, wind dieser für die
nächste Generalversammlung vom Verwaltungsrat bezeichnet.

Art. 13: Durchfűhrung der Generalversammlung

Die Generalversammlung steht unter dem Vorsitz des Präsidenten des Verwaltungs-
rates. Ist dieser verhíndert, fűhrt ein anderes vom Verwaltungsrat bezeichnetes Mít-
glied den Vorsitz. Steht kein Mitglied des Verwaltungsrates zur Verfügung, so wird der
Vorsitzende von der Generalversammlung gewählt.

Der Vorsitzende bezeichnet die erforderlíchen Stímmenzähler sowie eínen Protokoll-
fűhrer, die nicht Aktíonäre oder Aktionarsvertreter sein műssen.

Der Vorsitzende trífft alle zur Verhandlungsleítung erforderlichen Anordnungen.

Art. 13a: Tagungsort

Der Verwaltungsrat bestimmt den Tagungsort der Generalversammlung, welche in der
Schweiz durchgefűhrt wird.

Der Verwaltungsrat kann such bestimmen, dass die Generalversammlung an ver-
schíedenen Orten gleichzeítíg durchgefűhrt wird, sofern die Voten der Teílnehmer un-
mittelbar in Bíld and Ton an sämtliche Tagungsorte űbertragen werden und/oder dass
Aktionäre, die nícht am Tagungsort (oder den Tagungsorten) der Generalversammlung
anwesend sind, ihre Rechte auf elektronischem Wege ausűben können.

Alternativ kann der Verwaltungsrat vorsehen, dass die Generalversammlung auf elekt-
ronischem Weg ohne Tagungsort durchgefűhrt wird.

Art. 14: Protokoll

Ober die Verhandlungen wird ein Protokoll gefűhrt, das vom Vorsítzenden und vom
Protokollfűhrer zu unterzeichnen íst. Díeses hält fest:

a. Anzahl, Art, Nennwert and Kategorie der Aktien, die von Aktíonären and vom
unabhängigen Stímmrechtsvertreter vertreten werden;

b. Beschlűsse and Wahlen;
c. Begehren um Auskunft and darauf erteilte Antworten;

d. von Aktionären zu Protokoll gegebene Erklärungen.

Die Beschlűsse and Wahlergebnisse sínd unter Angabe der genauen Stimmenverhält-
nìsse innerhalb von 15 Tagen nach der Generalversammlung auf elektroníschem Weg



-7-

zugänglich zu machen. Aktionäre kőnnen zudem verlangen, dass ihnen das Protokoll
ínnerhaib von 30 Tagen nach der Generalversammiung zugängiích gemacht wird.

Art. 15: Beschlussfassung

Die Generalversammlung fasst íhre Beschlüsse and vollzíeht ihre Wahlen mít der ab-
soluten Mehrheit der abgegebenen Aktienstímmen. Vorbehalten bleiben Art. 704 Abs.
1 and 2 OR and abweichende Bestimmungen in diesen Statuten.

Abstimmungen und Wah(en erfolgen offen, wenn der Vorsitzende nicht etwas anderes
anordnet oder sofern nicht einer oder mehrere Aktionäre, die zusammen über mindes-
tens 5 % der vertretenen Aktíen verfügen, geheíme Abstímmung verlangen. Auf An-
ordnung des Vorsitzenden können Abstimmungen und Wahlen auch auf elektroni-
schem Weg durchgeführt werden.

B. Der Verwaltungsrat

Art. 16: Wahl and Amtsdauer

Der Verwaltungsrat besteht aus fünf oder mehr Mitgliedern.

Die Generalversammlung wählt die Mítglíeder des Verwaltungsrates und den Pгäsí-
denten des Verwaltungsrates einzein für eine Amtsdauer bis zum Abschluss der
nächsten ordentlíchen Generalversammlung. Eíne Wiederwahl íst zulässig.

Ist das Präsidíum vakant, ernennt der Verwaltungsrat aus seiner Mítte einen Präsiden-
ten bís zum Abschluss der nächsten ordentlichen Generalversammlung.

Art. 17: Organisation

Vorbehältlich der Wahl des Präsidenten and der Mitglieder des Vergütungsausschus-
ses konstituiert sích der Verwaltungsrat selbst. Er bestímmt den Sekretär, der nicht
dem Verwaltungsrat angehőren muss.

Der Verwaltungsrat ordnet im übrígen seine Organisation, Ѕitzungsordnung, Be-
schlussfähigkeit and Beschlussfassung durch ein Organisatíonsreglement.
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Art. 18: Befugnisse des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat kann in allen Angelegenheiten Beschluss fassen, die nicht nach
Gesetz, diesen Statuten oder eínem Reglement einem anderen Organ der Gesell-
schaft übertragen sínd.

Er hat folgende uпi bertragbare and unentziehbare Aufgaben:

a. Die Oberleitung der Gesellschaft and die Erteilung der nőtigen Weisungen;

b. die Festlegung der Organisation;

c. die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Fínanzkontrolle sowie der Finanz-
planung;

d. die Ernennung and Abberufung der Geschäftsleitung and der mít der Vertretung
betrauten Personen and die Regelung der Zeichnungsberechtigung;

e. die Oberaufsícht űber die mít der Geschäftsführung betrauten Personen, nament-
lich ím Hinblick auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Reglemente and Weísun-
gen;

f. die Erstellung des Geschäftsberichtes and des Vergűtungsberichts and gegebe-
nenfalls des Beríchts űber nichtfinanzielle Belange nach Artikel 964c OR sowie die
Vorbereitung der Generalversammlung and die Ausfűhrung íhrer Beschlűsse;

g. die Einreichung eines Gesuchs um Nachlassstundung and die Benachrichtigung
des Gerichts im Falle der Űberschuldung;

h. Feststellung von Kapitalerhőhungen and entsprechende Statutenänderungen
(inkl. Lőschungen) sowie Erstattung des Kapitalerhőhungsberichts.

lm Obrigen kann der Verwaltungsrat die Geschäftsführung sowie die Vertretung der
Gesellschaft im Rahmen dieser Statuten und der gesetzlichen Bestímmungen durch
Erlass eines Organisationsreglements oder durch einen Beschluss ganz oder teil-
weise an einzelne oder mehrere seiner Mitglíeder oder an Dritte űbertragen.

Art. 19: [ersatzlos gestríchen]

Art. 20: [ersatzlos gestrichen]

Art. 21: Geschäftsführung und deren Übertragung

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, unter Vorbehalt von Art. 71бa OR die Geschäfts-
fűhrung nach Massgabe eines von íhm zu erlassenden Organísatíonsreglementes
ganz oder zum Teil an einzelne Mitglíeder oder an andere natürliche Personen zu
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űbertragen. Die Vermőgensverwaltung kann an juristísche Personen übertragen wer-
den.

Das Organisationsreglement ordnet die Geschäftsführung, bestímmt die hierfür erfor-
derlíchen Stellen, umschreíbt deren Aufgaben und regelt die Beríchterstattung.

Art. 22: Vertretungsberechtígung

Der Verwaltungsrat vertritt die Gesellschaft nach aussen. Er kann ím Rahmen des Ge-
setzes und dieser Statuten die Vertretung einem oder mehreren Mitgliedern (Delegier-
ten) oder Dritten (Direktoren) Ubertragen.

Art. 23: Vergűtungsausschuss

Der Vergűtungsausschuss besteht aus mindestens zwei Mítglíedern des Verwaltungs-
rates.

Die Generalversammlung whit die Mitglieder des Vergűtungsausschusses einzeln für
eíne Amtsdauer bis zum Abschluss der nächsten ordentlíchen Generalversammlung.
Eíne Wiederwahl íst möglich.

Ist der VergUtungsausschuss nicht vollständig besetzt, so ernennt der Verwaltungsrat
aus seiner Mitte die fehlenden Mitglíeder bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen
Generalversammlung.

Der Vergűtungsausschuss konstituiert sich selbst. Er bezeíchnet aus seiner Mitte eí-
nen Vorsítzenden. lm Übrigen erlässt der Verwaltungsrat ein Reglement űber die Or-
ganisation und Beschlussfassung des Vergűtungsausschusses.

Der Vergűtungsausschuss unterstützt den Verwaltungsrat bei der Festsetzung und
Überprüfung der Vergűtungspolítík und -richtlinien und der Leistungsziele sowíe beí
der Vorbereitung der Anträge an die Generalversammlung zur Vergütung des Verwal-
tungsrates und der Geschäftsleitung. Er kann dem Verwaltungsrat Vorschläge zu wei-
teren Vergűtungsfragen unterbreiten.

Der Verwaltungsrat legt in einem Reglement fest, fűr welche Funktionen des Verwal-
tungsrates und der Geschäftsleitung der Vergűtungsausschuss, gemeinsam mit dem
Präsidenten des Verwaltungsrates oder alleine, Leistungsziele, Zielwerte und Vergű-
tungen dem Verwaltungsrat vorschlägt oder im Rahmen dieser Statuten und der vom
Verwaltungsrat erlassenen VergUtu ngsrichtlinien selbst festsetzt.

Der Verwaltungsrat kann dem Vergűtungsausschuss weitere Aufgaben zuweisen.
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Art. 24: Genehmigung der Vergűtungen durch die Generalversammlung

Die Generalversammlung genehmigt eínzeln and gesondert die Anträge des Verwal-
tungsrates in Bezug auf die Gesamtbeträge:

a. fir die maximale fixe Vergütung des Verwaltungsrates fir die Dauer bis zur nächs-
ten ordentlichen Generalversammlung;

b. fir die variable Vergütung des Verwaltungsrates fir das vorangegangene abge-
schlossene Geschäftsjahr;

c. fir die maximale fıxe Vergütung der Geschäftsleјtung fir die Periode zwischen 1.
Julí des laufenden Kalenderjahres bís zum 30. Juni des folgenden Kalenderjahres;

�G���� �I�L�U���G�L�H���Y �D�U�L�D�E�O�H���9 �H�U�J�•�W�X�Q�J���G�H�U���*�H�V�F�K�l�I�W�V�O�H���W�X�Q�J���I�L�U���G�D�V���Y �R�U�D�Q�J�H�J�D�Q�J�H�Q�H���D�E�J�H��
schlossene Geschäftsjahr.

Der Verwaltungsrat kann der Generalversammlung abweichende und zusätzliche An-
träge in Bezug auf die gleichen oder andere Zeitperioden vorlegen.

Lehnt die Generalversammlung einen Antrag des Verwaltungsrates ab, setzt der Ver-
waltungsrat unter Berücksichtigung alter relevanten Umstände den entsprechenden
maximalen Gesamtbetrag oder mehrere maximale Теиlbeträge fest, and unterbreitet
diesen (bzw. diese) der Generalversammlung zur Genehmigung.

Die Gesellschaft oder von ihr kontrollíerte Gesellschaften können Vergütungen vor der
Genehmigung durch die Generalversammlung unter Vorbehalt der nachträglichen Ge-
nehmigung ausrichten.

Art. 24a: Vergi.ítungen beí Veränderungen in der Geschäftsleitung

Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte Gesellschaften sind ermächtigt, jedem Mit-
glíed, das each dem Zeítpunkt der Genehmigung der Vergütung durch die Generalver-
sammlung in die Geschäftsleίtung eintritt, während der Dauer der bereíts genehmigten
Vergütungsperiode(n) einen Zusatzbetrag auszuríchten, wenn die bereíts genehmigte
Vergitung fir dessen Vergütung nícht ausreicht. Der Zusatzbetrag dart je Vergütungs-
periode 60% der jeweíls letzten genehmigten Gesamtbeträge der maxímalen fixen and
variablen Vergütung der Geschäftsleίtung nícht űbersteigen.
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Art. 24b: Formen und Kriteríen der Vergütungen

Zusätzlich zu einer fixen Vergütung kann den Mitgliedern des Verwaltungsrates und
der Geschäftsleítung eine variable Vergütung, die sich nach der Erreichung bestimmter
Leistungsziele richtet, ausgerichtet werden.

Die Leistungsziele können persönliche Ziele, Unternehmens- und bereichsspezifische
Ziele und im Vergleich zum Markt, anderen Unternehmen oder vergleichbaren Richt-
grössen berechnete Ziele umfassen, unter Berücksichtigung von Funktion und Verant-
wortungsstufe des Empfäпgers der varíablen Vergütung. Der Verwaltungsrat oiler der
Vergütungsausschuss legt die Gewichtung der Leistungsziele und die jeweilígen Zíel-
werte fest.

Die Vergütung kann in der Form von Geld, Aktien, Sach- oder Dienstleístungen aus-
gerichtet werden; die Vergűtung an Mítglieder der Geschäftsleítung kann zudem in der
Form von Optionen, vergleichbaren Instrumenten oder Einheiten gewährt werden. Der
Verwaltungsrat oder der Vergütungsausschuss legt Zuteilungsbedingungen, Aus-
übungsbedíngungen und -frísten sowie allfällige Sperrfristeп und Verfallsbedingungen
fest. Er kann vorsehen, dass bei Eintrítt von im Voraus bestimmten Ereignissen wie
eines Kontrollwechsels oder der Beendígung eines Arbeíts- oder Mandatsverhältnís-
ses Ausübungsbedingungen und -fristen und Sperrfristen verkürzt oder aufgehoben
werden, Vergütungen unter Annahme der Erreichung der Zielwerte ausgerichtet wer-
den oder ausgerichtete Vergütungen verfallen. Die Gesellschaft kann die erforderli-
chen Aktien auf dem Markt erwerben oder in der Form einer bedíngten Kapitalerhö-
hung bereítstellen.

Die Vergütung kann durch die Gesellschaft oder durch von íhr kontrollierte Gesell-
schaften ausgerichtet werden.

Art. 25: Verträge mit Mitgliedern des Verwaltungsrates und der Geschäftsleí-
tung

Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte Gesellschaften können mit Mitgliedern des
Verwaltungsrates unbefristete oder befrístete Verträge über die Vergütung abschlies-
sen. Die Dauer und Beendígung richten sich nach Amtsdauer und Gesetz.

Die Gesellschaft oder von íhr kontrollierte Gesellschaften können mit Mitgliedern der
Geschaftsleitung unbefrístete oder befristete Arbeitsverträge abschliessen. Befristete
Arbeitsverträge haben eine Höchstdauervon einem Jahr; eine Erneuerung istzulässig.
Unbefristete Arbeítsverträge haben eine Kündigungsfrist von maximal zwölf Monaten.

Die Vereínbarung von Konkurrenzverboten für längstens ein Jahr nach Beendigung
eines Arbeitsvertrags ist zulässig. Die Entschädiguпg zur Abgeltung eines solchen
Konkurrenzverbots darf die letzte an das betreffende Mitglied ausbezahlte
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Jahresvergütung nicht and in keinem Fall den Durchschnitt der Veгgütungen der letz-
ten dreí Geschäftsjahre űbersteígen.

Art. 25a: Kredite

Kredite an Mitglieder des Verwaltungsrates and der Geschäftsleitung dürfen nur zu
Marktbedíngungen ausgerichtet werden and pro Mitglied eine Jahresvergütung nicht
übersteigen.

Art. 26: Mandate ausserhalb des Konzerns

Kein Mitglied des Verwaltungsrates kann mehr ais zehn zusätzliche Mandate wahr-
nehmen, wovon nicht mehr als fünf in börsenkotierten Unternehmen.

Kein Mitglied der Geschäftsleitung kann mehr als fűnf Mandate wahrnehmen, wovon
nicht mehr als zwei in börsenkotίerten Unternehmen.

Nicht unter díese Beschränkungen fallen:

a. Mandate in Unternehmen, die durch die Gesellschaft kontrolliert werden oder die
Gesellschaft kontrollieren;

b. Mandate, die eín Mitglied des Verwaltungsrates oder der Geschäftsleitung auf An-
ordnung der Gesellschaft oder von íhr kontrollierter Gesellschaften wahrnímmt, na-
mentlích in Portfoliogesellschaften. Allfällíge Veгgütungen aus solchen Mandaten
sind der Gesellschaft abzuliefern. Kein Mitglied des Verwaltungsrates oder der Ge-
schäftsleјtung kann mehr ais zehn solche Mandate wahrnehmen; and

c. Mandate in Vereínen, gemeinnűtzigen Organisatíonen, Stiftungen, Trusts and Per-
sonalfürsorgestiftungen. Kein Mitglied des Verwaltungsrates oder der Geschäfts-
leitung kann mehr als zehn solche Mandate wahrnehmen.

Als Mandate gelten Mandate in vergleichbaren Funktíonen beí anderen Unternehmen
mít wirtschaftlíchem Zweck. Mandate in verschiedenen Rechtseínheiten, die unter eín-
heίtlicher Kontrolle oder gleicher wirtschaftlicher Berechtigung stehen, gelten als ein
Mandat.
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C. Die Revisionsstelle

Art. 27: Wahl and Amtsdauer

Die Generalversammlung whit fűr jedes Geschäftsjahr gemäss den gesetzlichen Vor-
schríften ein staatlích beaufsíchtígtes Revísionsuntemehmen als Revisionsstelle. Die
Amtsdauer endet mit dem Abschluss der Generalversammlung, in welcher der Bericht
fur das betreffende Geschäftsjahr abzugeben ist. Wiederwahl íst möglích.

Art. 28: Aufgaben

Rechte and Pflíchten der Revisionsstelle bestímmen sích nach den gesetzlichen Vor-
schriften.

Art. 29: Berichterstattung

Die Revisionsstelle erstattet dem Verwaltungsrat and der Generalversammlung die
gesetzlích vorgeschriebenen Beríchte.

IV. RECHNUNGSABSCHLUSS GESCHÄFTSBERICHT UND GEWINN-
VERTEILUNG

Art. 30: Rechnunqsabschluss

Die Jahresrechnung wird jeweils auf den vom Verwaltungsrat bestimmten Termin ab-
geschlosseп.

Art. 31: Geschäftsbericht

Der Verwaltungsrat erstellt fűr jedes Geschäftsjahr eínen Geschäftsbericht, welcher
sích aus Jahresrechnung und, wo nötíg, Konzernrechnung sowíe Lagebericht zusam-
mensetzt.

Art. 32: Gewinnverwendung

Ober den Bilanzgewinn verfűgt die Generalversammlung im Rahmen der gesetzlichen
Vorschríften.
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V. AUFLŐSUNG UND LIQUIDATION

Art. 33: Auflősung

Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflősung der Gesellschaft beschliessen.

Art. 34: Liquidation

�%�H�L���%�H�V�F�K�O�X�V�V���G�H�U���$�X�I�O���V�X�Q�J���P�t�W���/�L�T�X�L�G�D�W�L�R�Q���Z�L�U�G���G�L�H���/�L�T�X�L�G�D�W�L�R�Q���G�X�U�F�K���G�H�Q���9�H�U�Z�D�O��
tungsrat oder durch einen oder mehrere von der Generalversammlung zu wählende
Líquídatoren durchgefСhrt.

VI. BEKANNTMACHUNGEN

Art. 35: Publíkationsorgan

Publíkationsorgan der Gesellschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. Der Ver-
waltungsrat kann weitere Publikatíonsorgane bestimmen. Mítteilungen der Gesell-
�V�F�K�D�I�W���D�Q���G�L�H���$�N�W�L�R�Q�l�U�H���N���Q�Q�H�Q���Q�D�F�K���: �D�K�O�� �G�H�V���9�H�U�Z�D�O�W�X�Q�J�V�U�D�W�H�V���J�•�O�W�L�J���G�X�U�F�K���3�X�E�O�L�N�D��
tíon ím Schweízeríschen Handelsamtsblatt oder in einer Form, die den Nachweís durch
Text ermőglicht, erfolgen.
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VII. VORŰBERGEHENDE BESTIMMUNGEN1

Art. 36: Beabsíchtigte Sachübernahme

Die Gesellschaft beabsichtigt, Beteíligungsrechte im Betrage von maximal
CHF 518'032'500.-- an ihrer Tochtergesellschaft IBM BíoVentures (Cayman) Ltd. zu
erwerben. Diesbezűglich wírd auf die Angaben im aпlässlích der Kapitalerhőhung er-
stellten Private Placement Memorandum vom 1. Juni 2001 verwiesen, welches beim
Handelsregister hínterlegt ist.

Art. 37: Beabsíchtigte Sachübernahme

Die Gesellschaft beabsìchtigt, Beteiligungsrechte im Betrage von maximal
CHF 260'365'875.-- an ihrer Tochtergesellschaft IBM BioVentures (Cayman) Ltd. zu
erwerben. Diesbezűglich wind auf die Angaben im aпlässlích der Kapítalerhőhung er-
stellten Information Memorandum vom 26. Oktober 2001 verwíesen, welches beim
Handelsregíster hínterlegt ist.

Art. 38: Fusion mit Sacheinlage

Gemäss Fusionsvertrag vom 23. Dezember 2002 hat die Gesellschaft mit der NIT
New Medical Technologies fusioniert. Sämtliche Aktíven and Passiven der NMT New
Medical Technologies sínd aufgrund der Fusionsbilanz der NIT New Medical Tech-
nologies vom 30. September 2002 rűckwírkend auf den 1. Oktober 2002 von der Ge-
sellschaft űbernommen worden. Die Aktiven beliefen sích auf CHF 221'290'000.--, die
Passiven auf CIF 290000.--. In Anbetracht des Aktìvenüberschusses von CIF
221'О00'000.-- erhalten die ehemaligen Aktionäre der NIT New Medical Technologies
2'721'600 voll líberíerte Namenaktíen zum Nennwert von je CHF 60.--.

Art. 39: Kapitalerhöhung mit Sacheinlage

Die Gesellschaft übernimmt gemäss Sacheínlagevertrag zwíschen der Gesellschaft
and der Bank Julius Bär & Co. AG, in Zürich, vom 23. Dezember 2004 bei der Kapital-
erhőhung vom 27. Dezember 2004 von der Bank Julius Bär & Co. AG, in Zürich, als
Treuhänderiп namens and auf Rechnung der bisherígen Aktionäre der International
BM Biomedicine Holdings Inc., in Basel, welche ihre Namenaktien im Rahmen des
Umtausch- and Kaufangebotes vom 10. Dezember 2004 der Gesellschaft angedient
haben, 2'098'235 voll liberierte Namenaktíen der International BM Biomedicine Hol-
dings Inc., in Basel, mit einem Nennwert von je CIF 10.--. Diese Aktien werden zu
einem Wert von insgesamt CHF 70'018101.-- übernommen. Als Gegenleístung fűr
diese Sacheinlage gíbt die Gesellschaft der Bank Julius Bär & Co. AG, in Zürich, als
Treuhänderiп namens and für Rechnung der bisherígen Aktíonäre der International BM
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Biomedicine Holdings Inc., in Basel, welche íhre Namenaktien im Rahmen des Um-
tausch- and Kaufangebotes vom 10. Dezember 2004 der Gesellschaft angedíent ha-
ben, je eingelegte Namenaktíe der International BM Biomedicine Holding Inc. 0,42 volt
einbezahite Namenaktíen (insgesamt 881'259 volt einbezahite Namenaktíen) der Ge-
sellschaft mit einem Nennwert von je 60.-- (insgesamt CIF 52'875'540.--) and CIF
3.60 in bar (insgesamt CHF 7'553'646.--) aus. Die Gesellschaft weist die Differenz zwi-
schen dem totalen Nennwert der ausgegebenen Aktien and dem Netto-Buchwert der
Sacheínlage im Gesamtbetrag von CHF 70'018'101.-- den Reserven zu.

Baar, 26. Juni 2026



Beglaubίgung

Die unterzeichnete Urkundsperson des Kantons Zug, Rechtsanwalt Dr. Alexander Vogel,
LL.M., MLL Legal AG, Grabenstrasse 2, 6340 Baar, beglaubigt hiermŕt, dass die vorliegenden
�6�W�D�W�X�W�H�i�����X�P�I�D�V�V�H�Q�G���������6�H���W�H�i�����D�Q���G�H�U���9�H�U�Z�D�O�W�X�Q�J�V�U�D�W�V�V�L�á�]�X�Q�J���G�H�U���,�%�0���+�H�D�O�W�K�F�D�U�H���,�Q�Y�H�V�W��
ments AG (IBM Healthcare Investments SA) ( IBM Healthcare Investments Ltd), in Zug,
vom 26. Juni 2026 vorlagen and der genehmigten Fassung unłer Berűcksŕchtigung der Be-
schlűsse der Generalversammlung vom 15. Juni 2026 sowŕe der heutigen Verwaltungsrałs-
sitzung entsprechen.

Baar, 26. Juni 2026

�'�L�H���8�U�N�X�M�Õ�G�V�S�H�U�V�R

Dr. Alexander Vogel


